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Cristina meldet sich zurück
Erster öffentlicher Auftritt der Präsidentin nach 42 Tagen
Cristina bei ihrer Rede in der Casa Rosada. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – 42 Tage war sie nicht aufgetreten. Am Mittwoch nun zeigte sich Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner erstmals wieder in der Öffentlichkeit. Anlass war die Ankündigung eines Sozialprogramms für Jugendliche, die weder arbeiten noch studieren. Die rund 40-minütige Rede der Staatschefin in der Casa Rosada wurde auf zahlreichen Fernsehkanälen übertragen („Cadena nacional“). Nach ihrem offiziellen Auftritt zeigte sich Cristina ihren Anhängern, die im Innenhof des Präsidentenpalastes auf sie warteten, und richtete einige Worte an die jubelnde Menge.
Im Mittelpunkt ihres Auftrittes, der auch Spekulationen über ihren Gesundheitszustand das Wasser abgraben sollte, stand das Programm „ProgresAr“, das rund 1,5 Millionen jungen Menschen im Alter von 18 bis 24 Jahren zugute kommen soll. Die Betroffenen sollen monatlich 600 Pesos erhalten, damit sie ihre Schulausbildung abschließen oder studieren. „Die Gegenleistung für das Geld ist lernen“, fasste Cristina zusammen. Das finanzielle Gesamtvolumen des Projekts beträgt 11,2 Milliarden Pesos. Das soll direkt aus dem Staatshaushalt bezahlt werden. Die Sozialkasse ANSeS werde dafür nicht in Anspruch genommen, versicherte die Präsidentin.
Sie meinte in diesem Zusammenhang, dass man auch in einem Jahrzehnt erfolgreicher Regierungsarbeit nicht alle Probleme des Landes lösen könne. Dafür bräuchte man stattdessen mehrere Dekaden, so Cristina.
In ihrer Rede griff Kirchner einmal mehr diejenigen Medien an, die sie als oppositionell einstuft. Diese wollten nicht nur die Regierung schlecht machen, sondern letztlich die gesamte Gesellschaft. Auch bezüglich der Berichterstattung über ihre fast anderthalb Monate währende Abwesenheit hatte sie einige kritische Anmerkungen zu machen: „Es gibt Leute, die das Gefühl vermitteln wollen, dass ich nicht mehr könne. Tatsächlich hatte ich einige Probleme. Aber ich möchte andere umgehen sehen mit den Dingen, die mir passiert sind.“ Sie kündigte an, wie geplant in der nächsten Woche zum Gipfel der Staaten Lateinamerikas und der Karibik (Celac) in die kubanische Hauptstadt Havanna zu fahren.
Die aktuellen Probleme des Landes wie die zahlreichen Stromausfälle, die steigende Inflation, der Anstieg des Dollarkurses, die Abwertung des Pesos oder die stetig schwindenden Devisenreserven der Zentralbank waren keine Themen in der Rede der Präsidentin.
Kirchner war am 8. Oktober wegen einer Hirnhaut-Blutung operiert worden. Am 18. November nahm sie ihre Amtsgeschäfte offiziell wieder auf. Zuletzt hatte sie sich am 10. Dezember in der Öffentlichkeit gezeigt.
Argentinien
Unfall mit diplomatischen Folgen
Ehemann des Schweizer Botschafters fährt Jungen an
Buenos Aires (AT/mc) – Es wäre wohl nur einer der zahlreichen Unfälle gewesen, die sich täglich auf den Straßen von Buenos Aires ereignen. Aber dadurch, dass das beteiligte Fahrzeug ein Diplomaten-Kennzeichen der Schweizer Botschaft hatte, ist das Geschehen, bei dem ein 14-jähriger Schüler Prellungen an Brust und linkem Bein erlitt, ein Fall für die Diplomatie geworden. Denn am Steuer des VW Suran, der am Morgen des 11. Juni (Dienstag) des Vorjahrs den Unfall verursachte, saß der Ehemann des Schweizer Botschafters Johannes Matyassy.
Der Vorfall wurde erst in diesen Tagen durch eine Veröffentlichung der Zeitung „Perfil“ bekannt, an die sich die Familie des Opfers gewandt hatte. Im Raum stehen zwei verschiedene Versionen bezüglich der Umstände des Unfalls, der passierte, als der Botschaftergatte von der Straße „Vidt“ auf die „Santa Fe“ abbiegen wollte und dabei den 14-jährigen Jungen anfuhr.
So erklärte die Mutter des 14-Jährigen gegenüber „Perfil“, der Botschaftergatte habe nach dem Unfall nicht sofort gehalten. Erst das Eingreifen eines Taxifahrers, der den Weg versperrt habe, habe ihn dazu veranlasst. Eine Lesart, der Matyassy widerspricht. Der Diplomat, der umgehend selber an den Unfallort geeilt war, verweist dabei auf den Polizeibericht. Aus diesem gehe hervor, dass das Fahrzeug seines Partners wenige Meter vom Unfallort geparkt worden sei.
Durch den erwähnten Taxifahrer werde vielmehr belegt, dass der Botschaftergatte sich keineswegs inkorrekt verhalten habe. Matyassy erwähnt die von der Polizei aufgenommene Zeugenaussage des Taxifahres. Demnach habe der Botschaftergatte das Auto nach dem Unfall zur Seite gefahren. Anschließend sei er ausgestiegen, um nach dem Jungen zu sehen. Die Darstellung der Mutter sei offenbar „erfunden“, fasst der Botschafter zusammen.
Genauso weist er die Behauptung der Mutter, der Botschaftergatte sei alkoholisiert gewesen, als unbegründet zurück: „Die Polizei hat keine Blutprobe genommen“, betont Matyassy gegenüber dem Argentinischen Tageblatt.
Matyassy kritisierte Pressedarstellungen des Vorfalls, bei denen Fotos des verletzten Jungen mit Halskrause gezeigt wurden. Dies entspreche weder den ersten Angaben der Mutter noch den Berichten des Krankenhauses und der Polizei, die ausschließlich von Prellungen an Brust und Bein gesprochen hätten.
Auch der Vorwurf, man habe sich nicht um die Familie gekümmert, entbehre jeder Grundlage, meint Matyassy. Als Beleg führt er eine umgehend an die Mutter des Jungen abgeschickte Mail an. Die Frau habe aber nur auf ihren Anwalt verwiesen und hohe Geldforderungen angekündigt. Von 500.000 Pesos sei die Rede gewesen.
Mit der Versicherungssumme der Unfallhaftpflicht (10.000 Pesos) ist die Familie jedenfalls nicht zufrieden. So wird Jorge Kirszenbaum, der Anwalt des Opfers, in „Perfil“ zitiert, dass der vorgeschlagene Betrag die Familie beleidige. Neben den Kosten für die medizinische Behandlung will die Familie auch eine Entschädigung für den Erwerbsausfall der Mutter erwirken. Letztere habe offenbar einen Monat lang nicht arbeiten können, da sie sich um den verletzten Jungen habe kümmern müssen. Der Vater der Familie sei behindert und nicht in der Lage, für den Lebensunterhalt der Familie zu sorgen.
In den vergangenen Monaten hatte die argentinische Justiz zweimal versucht, eine Güteverhandlung anzuberaumen, an der Matyassy bzw. dessen Ehepartner teilnehmen sollten. Dies scheiterte zunächst jedoch daran, dass die Justiz den für im Land akkreditierte Diplomaten und deren Familienangehörige zwingend vorgeschriebenen Verfahrensweg über das argentinische Außenministerium nicht beachtet habe, so Matyassy.
Gleichwohl betonte er, dass man in jedem Falle „das Ergebnis der Justiz akzeptieren“ werde: sei es der argentinischen, wenn die diplomatische Immunität des Botschaftergatten aufgehoben würde, sei es der schweizerischen, wenn der diplomatische Schutz aufrecht erhalten bleibe. Über letztere Frage muss nun die argentinische Generalstaatsanwältin Alejandra Gils Carbo befinden. Zuvor gibt es am 11. Februar bei einem Mediationstermin aber die Möglichkeit, doch noch zu einer gütlichen Einigung zu kommen.
Rückendeckung erhielt Matyassy vom Schweizer Außenministerium. Dessen Pressesprecher Jean-Marc Crevoisier erklärte gegenüber der Schweizer Zeitung „Le Matin“: der Botschafter habe „völlig korrekt gehandelt“ in Folge eines „unglücklichen Zwischenfalls, der keine schwerwiegenden Folgen hatte“.
Matyassy fungiert seit Anfang 2011 als Botschafter der Eidgenossenschaft in Buenos Aires. Er hat seitdem zahlreiche Projekte auf bilateraler Ebene sowie in den Bereichen Ökologie, Kultur und Wohltätigkeit vorangebracht.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Ende der Devisenkontrollen?
Die Regierung knickt nach und nach unter dem Druck der Finanzmärkte ein: Das Land will offenbar seine Devisenkontrollen aufheben - ab kommender Woche sollen Dollarkäufe zu Sparzwecken wieder erlaubt werden. Das sagte Kabinettschef Jorge Capitanich gestern in einer überraschenden und äußerst knapp gehaltenen Pressekonferenz. Anfang der Woche hatte Capitanich noch bestritten, dass es Devisenbeschränkungen gebe. Wirtschaftsminister Axel Kicillof kündigte zudem an, dass die an die Steuerbehörde AFIP zu entrichtende Gebühr für den Devisenerwerb von 35 auf 20 Prozent des betreffenden Betrages reduziert werde. Gleiches gelte für Auslandsreisen sowie mit Kreditkarten im Ausland getätigte Käufe. Keine Aussagen liegen bislang zu der Frage vor, bis zur welcher Höhe die Bürger Devisen erwerben können. Der Peso hatte in den letzten Tagen die heftigsten Kursverluste seit dem wirtschaftlichen Kollaps im Jahr 2002 erlitten. Weil der Notenbank die Devisenreserven für Stützungskäufe auszugehen drohen, hatte sie am Donnerstag bereits die Dollarkopplung gelöst und den Wechselkurs deutlich abgewertet. Das kommt laut Händlern einer Kapitulation vor den Märkten gleich, kurz zuvor hatte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner einen solchen Schritt noch ausgeschlossen.
Brand in der Sierra
Die Sierra de la Ventana ist vor wenigen Tagen abermals von Waldbränden heimgesucht worden. Auslöser war ein Blitzeinschlag auf der Estancia Lolén bei Coronel Suárez (Provinz Buenos Aires). Die Flammen breiteten sich auf einem Gebiet von rund 27.000 Hektar aus. Dieses erstreckte sich neben Coronel Suárez auch auf die Bezirke Tornquist und Saavedra. Mehrere Gehöfte seien in Mitleidenschaft gezogen worden, berichtet die Zeitung „La Nación“. Nachdem die Flammen vier Tage lang gewütet hatten, entschärfte sich die Situation am Montag. Der Feuerwehr kamen dabei einsetzende Regenschauer entgegen. Verschont blieb diesmal das Areal der Funke-Stiftung, das Ende Dezember Waldbränden ausgesetzt war. „Diesmal sind wir nicht betroffen. Die Flammen haben sich in eine andere Richtung ausgebreitet“, informierte der Stiftungsvorsitzende Horacio Henke das Argentinische Tageblatt am Dienstag. Der Regen habe zudem die Bedrohung durch Feuer fürs Erste gebannt. Auf dem Gebiet der Funke-Stiftung befindet sich eine Herberge für deutsche bzw. deutschsprachige Menschen.
Blutbad in Moreno
Ein schreckliches Blutbad ereignete sich am Montagmorgen in Moreno, als sechs Männer einen Geldtransport vor einer Filiale der „Banco Supervielle“ überfielen. Ein 75-jähriger Rentner kam im Kugelhagel der Gangster ums Leben. Weitere Personen, darunter drei schwangere Frauen, wurden verletzt. Die Tat fand zu einem Zeitpunkt statt, als die Bank noch nicht geöffnet hatte und sich vor dem Gebäude bereits eine Schlange von Kunden gebildet hatte. Als der Geldtransporter ankam und das Sicherheitspersonal begann, Geldbeutel in die Filiale zu bringen, griffen die Täter an und eröffneten mit abgesägten Flinten und Pistolen das Feuer. Insgesamt wurden mehr als 80 Schüsse abgegeben. Da sich die Sicherheitsleute zur Wehr setzten, ergriffen die Gangster die Flucht und fuhren ohne Beute davon.
Zeitung: CFK plant viertes Hotel
Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner plant im südapatagonischen El Calafate offenbar einen vierten Hotelbau. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf nicht näher genannte Quellen, die mit dem Bauprojekt befasst seien. Das Blatt schreibt, dass bereits mit den Bauvorbereitungen begonnen worden sei. Das Grundstück, auf dem der Neubau entstehen soll, befindet sich im Gebiet Punta Soberana rund zehn Kilometer vom Ortskern entfernt. Das insgesamt 87.000 Quadratmeter große Areal habe die Präsidentin 2006 für einen Spottpreis von 1,19 Pesos pro Quadratmeter erworben, so der „Clarín“. Kirchner besitzt in El Calafate bereits die Hotels „Los Sauces“, „Alto Calafate“ und „Las Dunas“.
Hitze und Blitze
Der Sommer ist extrem. Tage, an denen sich das Quecksilber der 40-Grad-Marke nähert, sind derzeit keine Seltenheit. In Mar del Plata wurde am vorigen Sonnabend mit 39,5 Grad der bisherige, im Jahre 1987 notierte Rekord von 39,3 Grad gebrochen. Doch die Hitze hat ihren Preis. So können immer wieder heftige Gewitter entstehen. So geschehen an besagtem Sonnabend, als in Mar del Plata und Miramar Blitze am Strand einschlugen und Panik auslösten. Es gab mehrere Verletzte, aber keine schwerwiegenden Fälle. Die Bilanz fiel somit weit weniger verheerend als neun Tage zuvor in Villa Gesell, wo durch einen Blitz vier Strandbesucher getötet wurden (wir berichteten).
Piranha-Plage
Die Piranhas im Río Paraná haben sich zu einer echten Plage entwickelt. Mehr als 100 Personen erlitten in diesem Sommer bereits Bisse der kleinen Fische mit den spitzen Zähnen. Diese sind aufgrund der Hitzewelle in Gewässern aktiv, in denen sie sonst nicht so zahlreich auftreten. In der Provinz Santa Fe sahen sich die Behörden am vorigen Wochenende veranlasst, mehrere Strände am Fluss für den Badeverkehr zu sperren. In Rosario war davon der „Rambla Catalunya“ genannte Abschnitt betroffen, der sich im äußersten Norden der Strände der Paraná-Metropole befindet. Auch die Verwaltung der Gemeinde San José del Rincón am Paraná-Nebenfluss Ubajay musste vergleichbare Maßnahmen ergreifen, da dort vermehrt Rochen in Ufernähe aufgetreten sind.
Tiger erschossen
Ein bengalischer Tiger am helllichten Tag auf der Straße - die Furcht der Anwohner in der beschaulichen Ortschaft Paso Viejo im Nordwesten der Provinz Córdoba war groß, als sie vor wenigen Tagen die stolze, 200 Kilo schwere Raubkatze erblickten. Zuerst versuchten sie, das Tier mit einem Lasso einzufangen. Als dies nicht gelang, erschossen sie es. Woher der Tiger kam, war zunächst unklar. Da die Krallen gestutzt waren, könne wohl ausgeschlossen werden, dass das Tier seit Längerem in freier Wildbahn gelebt habe, so der Chef der Gemeindeverwaltung, Luis Andrade. (AT/mc)
Meinung
Polizeirevolten
Kein Land der Welt kann friedlich zusammen leben ohne eine organisierte Polizei, die die Einwohner schützt, Delinquenten verhaftet und allein durch ihre Präsenz auf den Straße Verbrechen verhindert. Ohne eine Polizei wäre das Zusammenleben der Menschen nicht denkbar, weil dann die Verbrecher Oberhand gewinnen und die Menschen sich selber bewaffnen müssen, um sich zu verteidigen.
Diese allgemein bekannten Verhältnisse wurden Anfang Dezember in Córdoba in Frage gestellt, als die Polizisten revoltierten, sich selber verschanzten und eine Kundgebung vor dem Regierungsgebäude veranstalteten, um Gehaltserhöhungen zu erpressen. Sie konnten dabei darauf hinweisen, dass ihre Gehälter niedrig waren, insbesondere in Hinblick auf ihr persönliches Risiko. Polizisten sind laufend Opfer bei Schusswechseln mit Kriminellen. In der Folge kam es zu Überfällen auf Supermärkte und rund tausend Geschäftslokale, die im Fernsehen ausgestrahlt wurden und sogleich ähnliche Vorfälle in anderen Städten bewirkten, als ob in Argentinien kein Strafgesetzbuch diese Handlungen als Verbrechen beschreibt. Im Fernsehen konnte man beobachten, wie Männer, Frauen und insbesondere Jugendliche die Geschäftslokale aufbrachen und mit gestohlenen Waren ausrückten. Lebensmittel wurden kaum geraubt, so dass es nicht um Hunger ging. Viele Elektrogeräte und allerlei andere Waren wurden geraubt. Einige Täter konnten danach von der Polizei identifiziert und vor Gericht gebracht werden.
Gouverneur José Manuel de la Sota, seines Zeichens Justizialist, der die Nationalregierung der gleichen Partei wiederholt mit Geldforderungen bedrängt und dem eine Präsidentschaftskandidatur der Partei unterstellt wird, worüber 2015 die Primärwahlen, Spanisch genannt PASO, entscheiden werden, forderte von der Regierung in Buenos Aires die sofortige Entsendung von Gendarmen, die eigentlich für die Grenzschutz eingesetzt werden. Präsidentin Cristina Kirchner lehnte das anfangs ab, musste aber in Hinblick auf das Chaos in Córdoba und dessen landesweite Ausstrahlung einlenken. Inzwischen hatte der Gouverneur Gehaltserhöhungen von 40 bis 50 Prozent zugestanden, die ihre Wirkung auf die Forderungen anderer Gewerkschaften in Hinblick auf die kommenden Tarifverhandlungen nicht verfehlten. Andere Gouverneure (Tucumán und Entre Ríos) folgten dem Beispiel. Gouverneur Sergio Uribarri von Entre Ríos stellte ebenfalls Gehaltserhöhungen in Aussicht, machte aber danach eine Wende, indem er die Zusage als null und nichtig erklärte, weil sie mit Gewalt erpresst worden sei.
Dass die Nationalregierung unter Führung des Sicherheitssekretärs Sergio Berni, von Beruf Militärarzt im Rang eines aktiven Oberstleutnants, Gendarmen einsetzte, hat sicherlich die aufmüpfigen Polizisten überzeugt, dass sie gegen die Gesetze gehandelt hatten. Mehrere Polizeichefs wurden abgesetzt und pensioniert, andere vor Gericht gebracht. Eine Organisation der Polizei als Gewerkschaft lehnte Capitanich ebenfalls ab. In Presseerklärungen („Página 12“, 19. Januar) bezifferte er die gesamten Sicherheitskräfte in Argentinien auf 455.000 Mitglieder, davon 205.000 Provinzpolizisten, 100.000 nationale Bundespolizisten und 150.000 Gehilfen aller Art, die sich mit Sicherheitsfragen beschäftigen. Capitanich nannte die Gemeindepolizisten nicht, die neuerdings auch mitwirken, ebenso wie die ständigen Fernsehüberwachungen in einigen Städten, die zur Aufklärung von Delikten auf der Straße beitragen. Künftig werden sich gewerkschaftlich inspirierte Aufrührer in Sicherheitskräften zwei Mal überlegen, ehe sie Revolten wie Anfang Dezember 2013 organisieren und den normalen Polizeischutz verhindern.
Meinung
Ukrainisches Dilemma
Von Stefan Kuhn
Die Bilder ähneln sich. Vor nicht ganz zehn Jahren gingen in Kiew Massen auf die Straßen, um gegen den gewählten Präsidenten Viktor Janukowitsch zu protestieren. Der russlandfreundliche Kandidat des amtierenden Präsidenten Leonid Kutschma hatte am 21. November 2004 in einer manipulierten Stichwahl seinen westlich orientierten Gegner Viktor Juschtschenko geschlagen. Die Proteste, die als „Orangene Revolution“ in die Geschichte eingingen, waren erfolgreich. Bei einer Wiederholung der Stichwahl, bei der 12.000 internationale Wahlbeobachter in der Ukraine waren, siegte Juschtschenko. Das Wahlergebnis, 52 zu 44,2 Prozent, war eindeutig. Es zeigt aber auch, vor allem, wenn man auf die Wahlkreise schaut, wie gespalten das Land ist. Im Osten und Süden des Landes erzielte Janukowitsch Ergebnisse von teilweise über 90 Prozent. Im Westen erreichte Juschtschenko solche Werte.
Juschtschenko scheiterte kläglich - vor allem wegen seiner ständigen Streitereien mit Julia Timoschenko, die zusammen mit ihm die Orangene Revolution personifizierte. Der Präsident machte Timoschenko zur Ministerpräsidentin, entließ sie nach fünf Monaten, ging ein Bündnis mit seinem Gegner Janukowitsch ein und später erneut mit Timoschenko. Bei den Präsidentschaftswahlen Anfang 2010 erlitt Amtsinhaber Juschtschenko eine herbe Niederlage. Aus seinen 52 Prozent wurden 5,45 Prozent. In die Stichwahl zogen seine beiden Widersacher Janukowitsch und Timoschenko ein.
Auch diese Stichwahl ist ein Spiegelbild der vorangegangenen. Janukowitsch hat seine Hochburgen im Osten und Süden, Timoschenko ihre im Westen. Allerdings hat Janukowitsch mit 49 zu 45,5 Prozent die Nase vorn. Wahlbeobachtern zufolge verlief der Urnengang weitgehend korrekt.
Weniger korrekt war dagegen das Vorgehen des neuen Präsidenten gegen seine Widersacherin. Sie wurde 2011 wegen Amtsmissbrauchs verurteilt und ist seither in in Haft. Dieses offensichtlich politische Urteil belastet die Beziehungen der Ukraine zum Westen. Die Freilassung Timoschenkos war eine der Grundbedingungen für einen Vertrag zwischen der EU und der Ukraine. Dass dieser Vertrag nicht zustande kam, lag nicht am mangelnden Willen Janukowitschs, seine Widersacherin zu begnadigen oder abzuschieben, sondern an den Interessen Moskaus. Russlands Präsident Wladimir Putin will die Ukraine nicht kampflos an den Westen verlieren. Mag sein, dass Janukowitsch nur Scheinverhandlungen mit der EU geführt hat, aber Russland hat auch gewichtige Argumente. Das Land ist mit Abstand der wichtigste Handelspartner der Ukraine, diese wiederum ist abhängig von den Erdgaslieferungen des Nachbarn.
Für die Demonstranten ist das von geringerer Bedeutung. Die Aussetzung der Verhandlungen mit der EU war der Auslöser der Proteste, die nichts mehr mit der friedlichen Orangenen Revolution zu tun haben. Die Demonstrationen verliefen gewaltsam, es gab bereits Todesopfer. Aber die Bilder täuschen. Massenproteste gibt es in Kiew und im rund 730.000 Einwohner zählenden Lwiw, dem früheren Lemberg im Westen des Landes. Millionenstädte wie Donezk, Charkiw, Dnipropetrowsk und Odessa liegen in Janukowitsch-Land. Da geht keiner auf die Straße.
Auch wenn es den Demonstranten gelingt, Neuwahlen zu erzwingen, wird sich an der Situation in der Ukraine so schnell nichts ändern. Mag sein, dass der Oppositionskandidat Vitali Klitschko die Wahlen knapp gewinnt, er wird immer fast die Hälfte des Landes gegen sich haben. Immerhin ist der Boxweltmeister im Ruhestand das Gesicht der derzeitigen Proteste. Seine Partei, die sich treffend Udar (Faust) nennt und der deutschen CDU nahesteht, ist mit knapp 14 Prozent aber nur drittstärkste Fraktion im ukrainischen Parlament. Und Klitschko hat keine politische, sondern lediglich Kampferfahrung. Bei den Wahlen zum Kiewer Oberbürgermeister ist er bereits zwei Mal gescheitert.
Dazu kommt noch die Zersplitterung der Opposition. Deren stärkste parlamentarische Kraft ist Timoschenkos „Vaterland“, der dritte Verbündete, die rechtsextreme Swoboda (Freiheit), ist mit 37 Abgeordneten viertstärkste Fraktion im Parlament.
Der Streit zwischen Juschtschenko und Timoschenko, der die Orangene Revolution erstickte, wird häufig auf den wirtschaftsliberalen Kurs des Präsidenten und den mehr sozialdemokratischen der Ministerpräsidentin reduziert. Wahrscheinlicher ist, dass da zwei Alphatiere einander keinen Erfolg gönnten. Dass es zwischen dem Boxweltmeister und der reaktivierten Timoschenko harmonischer abläuft, darf man bezweifeln. Und dann ist da auch noch Swoboda-Führer Oleg Tjahnybok, der jeglichen Annäherungsversuch an die russische Minderheit torpedieren dürfte.
Kommt es zu einem Machtwechsel in der Ukraine, lastet auf der EU eine große Verantwortung. Die Menschen sind wegen einer Annäherung an die Europäische Union auf die Straße gegangen. Sie müssen auch materiell spüren, dass man das in Brüssel ernst nimmt. Russland muss in diesen Prozess eng miteinbezogen werden.
Meinung
Randglossen
Ohne ihre Trauerkleidung erschien Präsidentin Cristina Kirchner im Regierungsgebäude vor ihren Mitarbeitern, die sie wie üblich beklatschten, und skandierenden Jugendlichen nach längerer Pause mit einer halbstündigen freien Reden sowie zwei kurzen Ansprachen vom Balkon im Inneren des Gebäudes, als ob sie überhaupt nicht wochenlang abwesend gewesen wäre. Ihre Ansprachen wiederholten bisherige Argumente gegen abstrakte Widersacher. Die eigentlichen Probleme des Landes wie die obwaltende Inflation mit täglichen Abwertungen, die bevorstehenden Tarifverträge und die Stromkrise erwähnte die Präsidentin mit keinem Sterbenswörtchen, als ob sie nicht existierten. Ihre Rede verhärtete den bisherige Regierungskurs ohne geringste Korrekturen. Alles bleibt, wie es war. Was gilt, ist die Schilderung (Spanisch „relato“), nicht die Wirklichkeit.
Neben dem neuen Sozialplan zwecks Eingliederung Jugendlicher, die weder arbeiten noch studieren, Spanisch genannt „ni ni“, womit das Staatsdefizit möglicherweise um zehn Milliarden Pesos im Jahr angehoben und die Inflation mit Geldschöpfung schüren wird, befasste sich die Präsidentin mit Puerto Rico als mögliches Mitglied der lateinamerikanischen Bündnisses, im spanischen Kürzel bekannt als CELS. Puerto Rico ist kein souveräner Staat, auch kein Mitglied der 50 Staaten in der nord-amerikanischen Union, sondern genießt einen Sonderstatus. Laut der Präsidentin soll Puerto Rico in der kommenden Gipfelkonferenz in Kuba eingeladen werden, als ob es sich um ein weiteres unabhängiges und souveränes lateinamerikanisches Land handelt, was keinesfalls zutrifft. Die Einwohner von Puerto Rico genießen die Vorteile als assoziiertes Land der USA mit einem Beobachter im US-Kongress, ohne die Nachteile vermehrter Steuern bei freier Niederlassung in den USA. Als mögliches CELS-Mitglied ändert sich überhaupt nichts.
Man darf es besitzen, man darf es lesen, man kann es allerdings in Deutschland nicht erwerben. Die Rede ist vom schlechtesten Bestseller aller Zeiten, dem vom größten Feldherrn aller Zeiten verfassten „Mein Kampf“. In Bayern herrscht derzeit so etwas wie Torschlusspanik, denn am 31. Dezember 2015 laufen die beim Freistaat liegenden Urheberrechte auf das wirre Werk aus. Hitler hat es wohl während seiner Festungshaft in Landsberg am Lech seinem Stellvertreter Rudolf Hess diktiert. Bestseller ist eigentlich das falsche Wort, denn das Gedankenwirrwarr des Führers ist so unlesbar, dass es niemand kaufen würde. Schachtelsätze, grammatikalische Fehler und logische Widersprüche sorgten dafür, dass es wohl wenige Menschen gibt, die das Werk je bis zur letzten Seite gelesen haben.
Die Auflagenzahlen verdankt „Mein Kampf“ wesentlich der Liebe. Während der NS-Zeit bekam jedes Brautpaar in der Kirche eine Familienbibel, im Standesamt gab es den Führer-Wälzer als Hochzeitsgeschenk. Man kann nur darüber spekulieren, welches der beiden Werke weniger gelesen wurde. Der Freistaat Bayern wollte nach Ablauf der Urheberrechte eine kommentierte Ausgabe herausgeben und hat jetzt einen fatalen Rückzieher gemacht. Schon jetzt kann sich jeder den Originaltext im Internet herunterladen. Beim größten Onlinebuchhändler bekommt man das Buch für 99 Cent. Was fehlt, ist eine kommentierte Ausgabe, die erklärt, woher die wirren Ideen Hitlers kommen. Man kann es aber auch mit dem deutsch-türkischen Kabarettisten Serdar Somuncu halten. Der liest seit 1996 Ausschnitte aus „Mein Kampf“ und entlarvt damit den Wirrkopf Hitler.
Wirtschaft
Online-Käufe bei internationalen Websites werden besteuert
Die Regierung hat für Käufe bei internationalen Online-Anbietern bedeutende Hindernisse geschaffen, um den Abfluss von Devisen zu bremsen. Kunden in Argentinien dürfen danach jährlich Online-Produkte bis zum Wert von u$s 25 steuerfrei kaufen, wurde am Dienstag offiziell durch Resolution 3579 mitgeteilt. Ist das Limit erreicht, wird eine Steuer von 50% auf Waren fällig, die über internationale Websites bestellt wurden. Zuzüglich muss der Aufschlag (Vorschuss auf die Gewinnsteuer) i.H. von 35% bezahlt werden, der für alle Auslandseinkäufe mit Kreditkarten bereits galt. Der Preis der Waren, die auf diese Weise gekauft werden, steigt somit um 85%.
Die Regierung rechtfertigte die Maßnahme mit dem starken Anstieg der Online-Käufe. Noch vor Abholung des bestellten Produkts muss der Kunde, ebenfalls online, das AFIP Formular 4550 herunterladen und ausfüllen. Dabei handelt es sich um eine eidesstaatliche Versicherung. Dazu bedarf es einer sogenannten “clave fiscal”(Steuerzugangscode). Um diese “clave fiscal” zu erhalten, muss der Steuerzahler Informationen über die Summe der Gewinnsteuer angeben, die im Verlauf der letzten sechs bis zehn Jahren bezahlt wurde. Darunter sind Informationen zum Betrag, der Bank, dem Datum und das Periode anzugeben, auf die sichdie geleistete Zahlung bezieht. Wichtigster Punkt der neuen Regel ist das persönliche Erscheinen des Kunden beim Post- oder Zollamt mit dem ausgefüllten Formular. Die zu leistenden Zahlungen erfolgen über ein elektronisches Formular (VEP), erhältlich über die Internetseite der AFIP.
Einen Tag nach Bekanntgabe dieser Bestimmungen verfügte die AFP. Dass jeder Kunde nur zwei Käufe pro Jahr tätigen kann. Im Jahr 2012 haben 700.000 Argentinier Einkäufe im Ausland über das Internet getätigt. 2013 waren es noch mehr; doch 2014 dürfte die Zahl auf ein unbedeutendes Minimum sinken. Viele Käufer dürften jetzt versuchen, die Ware bei Auslandsreisen zu kaufen oder von Uruguay aus, wo sie dann persönlich abgeholt werden. Dieser Kleinschmuggel wird ohnehin kaum kontrolliert. Die Bewohner Argentiniens empfinden diese Massnahme als Schikane.
Wirtschaft
Argentinien mit Steuerbelastung von 37,3%
Eine Studie der Organisation für die Kooperation und die wirtschaftliche Entwicklung (OECD, Organisation for Economic Cooperation und Development), in Zusammenarbeit mit der Wirtschaftskomission der UNO für Lateinamerika und die Karibik (CEPAL) und des interamerikanischen Zentrums für Steuerverwaltung (CIAT), hat ergeben, dass die gesamte Steuerbelastung auf den drei Staatsebenen (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) in Argentinien im Jahr 2012 37,3% des Bruttoinlandsproduktes erreicht hat. Das stellt eine Zunahme von 15,8 Prozentpunkten in 12 Jahren (ab 2000) dar, während in ganz Lateibnamerika in der gleichen Periode eine Erhöhung von durchschnittlich 4,3 Prozentpunkten stattfand.
Die Zunahme ist in Argentinien auf folgende Fakoren zurückzuführen: die Einführung der Schecksteuer (2001), die Exportzölle, die ab 2002 eintraten und progressiv erhöht wurden, die reale Zunahme der Einkommenssteuer wegen Besteuerung von inflationären Buchgewinnen und einer kalten Progressionzunahme bei natürlichen Personen. Hinzu kommen noch die stark gestiegenen provinziellen Immobiliensteuern, und auch höhere Belastungen von Gemeinden, die auch auf erhöhte Immobilienwerte bezogen werden. Schliesslich kommt noch eine bessere Steuereintreibung dank Computertechnologie hinzu.
Durchschnittlich stieg die Steuerbelastung in 18 lateinamerikanischen Staaten von 13,6% im Jahr 1990 auf 20,7% im Jahr 2012. Argentinien liegt an erster Stelle, gefolgt mit einer etwas niedrigeren Belastung in Brasilien. Danach kommen mit einer viel geringeren Prozentsatz Uruguay und Bolivien, und eine Stufe darunter die anderen Staaten, mit Venezeuela, der dominikanischen Republik und Guatemala am Ende.
Argentinien liegt mit 37,3% über dem Durchschnitt der OCDE-Staaten von 34,1%. Dänemark liegt mit 48% viel höher, wie auch die skandinavischen Staaten. Allein, in allen Staaten mit hoher Steuerlast bietet der Staat gute öffentliche Dienste, ebenfalls ein gutes öffentliches Schulsystem und eine gute Gesundheitsbetreung. In Argentinien kommt zur hohen Steuerlast noch die private Erziehung hinzu, die einen Umfang wie sonst nirgends auf der Welt hat, ebenfalls die private Gesundheitsbetreuung (besonders über gewerkschafliche Sozialwerke und private Anstalten, genannt “prepagas”) und schliesslich auch die privaten Sicherheitskräfte, die unverhälnismässig umfangreicher sind, als in anderen Staaten. Schliesslich sei noch bemerkt, dass andere Staaten mit hoher Steuerlast, kaum Haushaltsdefizite aufweisen, während in Argentinien für 2012 gut 3 Punkte als Defizit zu den Steuereinnahmen hinzukommen. Indessen muss bemerkt werden, dass die Bevölkerung in Argentinien einen Teil der Steuerlast in Form von stark subventionierten Tarifen für Strom, Wasser, Gas und öffentlichem Personentransport in Städten zurück erhält. In allen anderen Staaten sind diese Tarife viel höher.
Im Jahr 2013 ist die Steuerbelastung in Argentinien weiter gestiegen, gemäss privaten Berechnungen auf ca 40% des BIP. Diese Last erstickt die Wirtschaft, was jedoch in der Regierung nicht voll wahrgenommen wird, wie es die jüngste Initiative von AFIP-Chef Echegaray zeigt, die Immobilienwerte bei der Vermögenssteuer wesentlich zu erhöhen. Das ist zum Glück von CFK abgelehnt worden.
Wirtschaft
Argentinischer Aussenhandel 2013
Die Handelsbilanz schloss im Jahr 2013 mit einem Überschuss von u$s 9,02 Mrd., 27% unter dem von u$s 12,42 Mrd. des Vorjahres. Das Ergebnis war besonders im Dezember gering, mit einem Überschuss von nur u$s 272 Mio., 67% unter dem von u$s 835 Mio. des Vorjahres. Der Saldo des Jahres 2013 liegt um u$s 1,53 Mrd. unter dem Plansoll, das das Wirtschaftsministerium beim Budget 2013 angegeben hatte. Wäre die Sojabohnenernte normal exportiert worden, statt zum Teil von den Landwirten einbehalten zu werden, dann wäre voraussichtlich das Ziel erreicht worden. Die Energiebilanz (Exporte von Rohöl und Gas, gegen Importe von Gas, Benzin, Dieselöl, Heizöl und Strom) war 2013 mit u$s 6,16 Mrd. negativ, gegen u$s 2,38 Mrd. 2012. Das Energiedefizit ist somit um ganze 159% gestiegen.
Die Exporte lagen 2013 bei u$s 83,03 Mrd., 3% über dem Vorjahr, aber um 1,1% unter 2011. Doch hier lag Dezember besonders niedrig, mit nur u$s 5,45 Mrd., 13% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Brennstoffexporte lagen mit u$s 6,88 Mrd. um 24% unter dem Vorjahr. Von den Exporten entfielen u$s 30,06 Mrd. auf Industrieprodukte landwirtschaftlichen Ursprungs (an erster Stelle Speiseöl und Sojamehl) 9% mehr als im Vorjahr. An zweiter Stelle lagen reine Industrieprodukte mit u$s 28,41 Mrd., 3% über dem Vorjahr. An dritter Stelle standen primäre Produkte (Landwirtschaft und Bergbau), mit u$s 19,30 Mrd., 1% über dem Vorjahr.
Die Importe lagen im ganzen Jahr mit u$s 74 Mrd. um 8% über dem Vorjahr. Der Import von Rohstoffen und Halbfabrikaten lag mit u$s 19,57 Mrd. um 2% unter dem Vorjahr, der von Kapitalgütern mit u$s 12,77 Mrd. um 8% höher, und der von Zubehör- und Ersatzteilen von Kapitalgütern mit u$s 15,42 Mrd. um 7% höher. Der Import von Automobilen und Omnibussen stieg um ganze 32% auf u$s 7,10 Mrd. Hier spielt der kompensierte Austausch mit Brasilien eine grosse Rolle, bei dem diese Importe im Prinzip mit Exporten ausgeglichen werden, die als “reine Industrieprodukte” (MOI) aufgeführt werden. Der Import von Brennstoffen und Energie nahm um 23% auf u$s 11,41 Mrd. zu.
Was die Handelspartner betrifft, so lag der Mercosur (vornehmlich Brasilien) mit einem Anteil von 28% am Aussenhandel (Exporte plus Importe) an erster Stelle, gefolgt von China mit einem Anteil von 19% an den Exporten und 23% an den Importen.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 8,01, um 18,14% über der Vorwoche und um 22,76 % über Ende Dezember 2013. In 12 Monaten erreichte die Abwertung 61,2%, mehr als doppelt so viel wie die interne Inflation (gemessen von privaten Wirtschaftlern), womit der Rückstand des Wechselkurses gegenüber der Inflation zum grossen Teil aufgeholt wurde. In einem Tag stieg der Kurs um $ 0,88, was 8,54% darstellt. Mit diesem Sprung hat die ZB die bisherige Politik des “verwalteten Wechselkurses” aufgegeben, bei dem die Abwertung in engen Grenzen gehalten wurde. Die ZB liess den Kurs frei schwanken und intervenierte erst, als er $ 8,30 erreicht hatte. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 29,26 Mrd., gegen u$s 29,76 Mrd. eine Woche zuvor. Der Reservenverlust dauert weiter an. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.14 bei $ 8,25, zum 30.06.14 bei $ 8,80 und zum 29.08.14 bei $ 9,25. Der Terminkurs per Oktober 2014 lag um 59,47% über Oktober 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 13,00. Bei Überweisungen mit Bonex X und Boden 15 ergab sich ein Kurs von $ 11,50. Die Wirtschaftsführung versuchte über Kontrollen der AFIP bei Börsenmaklern und Wechselstuben (insgesamt 29 Fälle) schwarze Dollargeschäfte aufzudecken und diese dadurch die behindern. Damit wurde jedoch nur eine weitere Hausse herbeigeführt.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Donnerstag um 1,05 % zurück, lag jedoch um 7,06 % über Ende 2013.
***
Par-Bonds in Pesos lagen zur Vorwoche unverändert und notierten mit 1,67% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 3,02% und lagen mit 2,18% gegenüber Ende 2013 im Minus. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 3,82% und gegenüber Ende 2013 5,74%. Boden 2014 gewannen zur Vorwoche 3,64% und liegen mit 3,17% im Plus seit Jahresende, und Global 2017 Arg. verloren 2,86% und lagen 7,% im Minus seit Jahresende 2013.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 213,47 (Vorwoche $ 179,34) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 304,96 (Vorwoche $ 256,20).
***
Die Steuereinnahmen der Provinz Buenos Aires lagen 2013 mit $ 67,08 Mrd. um 47% über dem Vorjahr. Von den Einnahmen entfielen $ 49,68 Mrd. auf die Bruttoumsatzsteuer, $ 5,25 Mrd. auf die Immobiliensteuer, $ 4,38 Mrd. auf die Kfz-Steuer und $ 5,32 Mrd. auf die Stempelsteuer. Hingegen betrug der Erlös der Erbschaftssteuer, die die Provinzregierung 2011 eingeführt hat, nur $ 133.738.
***
Der Sonderfonds der ANSeS, der ursprünglich mit den Aktiven gebildet wurde, die die privaten Rentenanstalten (AFJP) für ihre Mitglieder verwalteten, weist für den 31.12.2013 ein Portefeuille von $ 329,47 Mio. aus, 34,5% über Ende 2012. Der Fonds setzt sich zu 64,4% aus staatlichen Bonds zusammen, zu 13,6% aus Krediten für sogenannte “produktive Projekte” und Infrastruktur, zu 8,4% aus Aktien und zu 9% aus Fristdepositen. Der Rest ist flüssig. Die Staatsbonds stiegen (laut Angabe des Kapitalmarktinstitutes der Börse) 2013 durchschnittlich um 41,59%, was sich auf das Portefeuille des Fonds niedergeschlagen hat. Während 2008, bei der Übernahme der AFJP durch den Staat, 14,3% des Porteufeuilles staatlicher Bonds in Dollartiteln bestand, sind es Ende 2013 35,2%. Doch seit Dezember verkauft die ANSeS ständig Staatsbonds, die auf Dollar lauten, um den schwarzen Dollarkurs zu drücken. Dadurch verlagern sich die Anlagen mehr auf Pesobonds, die nicht mit der Inflation Schritt halten. Ebenfalls handelt es sich bei den Krediten für Unternehmen und den Staat um weiche Darlehen, also zu einem Zinssatz, der weit unter der Inflation liegt, so dass der Kreditbetrag verwässert wird. Der Sonderfonds sollte gegenwärtig an erster Stelle eingesetzt werden, um Schulden an Rentner zu zahlen, beginnend mit denen, die durch richterliche Urteile bestätigt wurden. Die ANSeS zahlt jedoch diese Urteile, auch die des Obersten Gerichtshofes, bestenfalls mit grosser Verspätung.
***
Acht ehemalige Staatssekretäre für Energie, an erster Stelle Alieto Guadagni, Jorge Lapeña und Daniel Montamat, die die argentinische Energiewirtschaft ständig untersuchen, weisen darauf hin, dass ein grosser Teil der Wärmekraftwerke stillgelegt wurde. Sie bedürfen Reparaturen. Von den insgesamt 31.198 MW, über die das Land verfügt, entfallen 19.120 MW auf thermische Energie, wobei 5.900 MW davon nicht zur Verfügung stehen. Die Kraftwerke, die weiter tätig sind, sind voll ausgelastet, so dass sich ein Ausfall einer Anlage auf die Versorgung auswirkt. Die Inbetriebnahme des Kernkraftwerkes Atucha II, das die Präsidentin im Oktober 2011 eingeweiht hat (obwohl es noch lange nicht vollendet war), soll angeblich Mitte 2014 erfolgen. Das würde 700 MW zum System beitragen.
***
Die Steuerkontrollen der AFIP über E-Mail haben im vergangenen Jahr um 80% zugenommen, und erreichten die 732.000 Prüfungen. Dadurch konnten $ 10 Mio. eingezogen werden. Durch diese neue Kontrollmethode entfällt das persönliche Erscheinen der Inspektoren in der Wohnung des Steuerpflichtigen (oder im Büro seines Steuerberaters). Statt dessen muss dieser per E-Mail die konkreten Zweifel oder Beanstandungen des Steueramtes beantworten. Nur wenn dies nicht befriedigend ist, findet eine persönliche Inspektion statt. Diese Art der Steuerkontrolle, die viel Zeit spart (bei den Beamten und beim Steuerzahler) ist eine Folge der vor einigen Jahren eingeführten obligatorischen Vorlegung der eidesstattlichen Steuererklärungen über Internet, statt wie früher in Form ausgefüllter schriftlicher Formulare. Das hat dem Steueramt erlaubt, die Erklärungen in Computergedächtnissen zu klassifizieren, so dass sie den Fachbeamten jederzeit sofort zur Verfügung stehen. Früher wurden die Erklärungen auf Papier irgendwo gelagert, aber nur bei wirklich bedeutenden Steuerzahlern oder anderen Sonderfällen klassifiziert. Die Inspektoren pflegten beim Besuch des Steuerzahlers eine Kopie zu fordern, weil sie nicht über das Original verfügten, das nicht auffindbar war. Die Informatik hat hier eine wahre Revolution erlaubt, die die Effizienz des Steueramtes wesentlich erhöht hat.
***
Zwischen dem 17. und dem 23. Februar wird auf Einladung des Aussenministeriums eine Delegation von Vertretern von insgesamt 70 Firmen nach Katar, den Vereinigten Emiraten sowie Saudi Arabien reisen. Die Reise wird von ofizieller Seite vom Staatssekretär für den internationalen Aussenhandel Carlos Bianco geleitet. Mitarbeiter aus dem Landwirtschaftsministerium sowie der Stiftung Exportar nehmen ebenfalls an der Reise teil.
***
Der landesweite Stromkonsum erreichte am Montag um 15.05 Uhr eine neue Spitze, dieses Mal von 24.000 MW. Laut offiziellen Zahlen sind 24.900 MW verfügbar, was auch die Verwendung alter (unwirtschaftlicher) Maschinen, die normalerweise still stehen, und einen Import von 600 MW aus Uruguay einschliesst. Ebenfalls wurde von Unternehmen mit hohem Stromkonsum gefordert, dass sie in der Spitzenzeit keinen Strom vom Netz konsumieren. Der Stromkonsum wäre noch höher gewesen, wenn nicht bestimmte Verbraucher seit den letzten Dezembertagen immer noch keinen Strom erhalten. Edenor und Edesur haben einen Plan ausgearbeitet, um die Stromzufuhr im Notfall in bestimmten Gebieten oder bei bestimmten Unternehmen zu unterbrechen. Dadurch soll die Überlastung der Kabel und der Transformatoren vermieden werden, die zu Pannen führen, deren Reparatur komplex und kostsspielig ist. Nachdem die Regierung jetzt angeblich mehr Mittel für Instandhaltung des Netzes bereitstellen wird, können die beiden Stromverteiler von Gross Buenos Aires bestimmte Engpässe des Verteilungsystems durch die notwendigen Investitionen überwinden und auf diese Weise landauernde Unterbrechungen der Stromversrogung vermeiden.
***
Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat die Zunahme des Bruttoinlandsproduktes für 2013 auf 3,1% geschätzt, wesentlich unter der offiziellen Zahl, die auf alle Fälle (auch bei einem schlechten 4. Quartal) über 4% liegen würde. Laut Ferreres liegt Dezember um 1,7% über dem gleichen Vorjahresmonat und 0,1% unter November 2013. Die Konjunktur hat sich zum Jahresende spürbar beruhigt, und dass dauert 2014 weiter, sodass ein niedrigeres Wachstum als 2013 erwartet wird. Im ganzen Jahr 2013 lag die finanzielle Tätigkeit (vornehmlich Banken) um 13,5% über dem Vorjahr. Die Landwirtschaft verzeichnet eine Zunahme von 13,7%, vornehmlich wegen der stark gestiegenen Ernte von Getreide und Ölsaat. Die Industrie verzeichnet hingegen eine Zunahme von nur 2,8%, und der Handel eine von 3,8%.
***
Die AFIP und ARBA (das Steueramt der Provinz Buenos Aires) haben eine Kontrolle teurer
Ferienwohnungen in Pinamar und Cariló eingeleitet. Angeblich sind diese Wohnungen in einigen Fällen nur als unbebaute Gründstücke eingetragen; in anderen Fällen wurden sie weder bei der Steuer auf persönliche Güter, noch bei der Gewinnsteuer, angegeben. Auch werden in vielen Fällen die eingenommenen Mieten bei der Gewinnsteuer des Empfängers nicht angegeben. Die AFIP droht mit der Anwendung des Steuerstrafgesetzes von Jahr 1990, das auch Haftstrafen vorsieht.
***
Arbeitsminister Carlos Tomada hat sich der Initiative des Deputierten Sergio Massa widersetzt, unbegründete Entlassungen für 180 Tage zu verbieten. Er sagte, der Vorschlag seit faktisch unnütz, politisch riskant und ideologisch beunruhigend. Dieses Mal hat der Minister recht. Tomada wies darauf hin, dass nicht entfernt eine kritische Lage auf dem Arbeitsmarkt bestehe. Das Projekt von Massa bezieht sich auf Unternehmen, die Entlassungen wegen Umsatzrückgang verfügen, oder weil sie Lohnerhöhungen nicht ertragen können (und somit versuchen, mit einer geringeren Belegschaft auszukommen). In der Praxis versuchen die Unternehmen ihre Belegschaft zu erhalten, weil dabei die Erfahrung jedes Arbeitnehmers genutzt wird. Verringerungen beruhen meistens auf der Einführung der neuen Computertechnologie oder von neuen arbeitssparenden Maschinen. Meistens gehen die Unternehmen dabei so vor, dass sie das Personal, das in den Ruhestand tritt oder zurücktritt oder erkrankt oder stirbt, nicht ersetzen.
***
Der Nationaldeputierte (PRO) Federico Sturzenegger, von Haus aus Berufswirtschaftler und bis vor kurzem Präsident der Banco Ciudad, hat in der Zeitung “El Cronista” (21.1.14) auf die hohe Wirtschaftlichkeit des Metrobus auf der “9 de Julio” hingewiesen. Das Projekt habe ca. $ 150 Mio. gekostet, wobei diese Omnibusse täglich von ca. 100.000 Personen verwendet werden. Beim Transport spart jeder Reisende täglich eine Stunde, so dass pro Monat 2 Mio. Stunden und pro Jahr 24 Mio. Stunden gespart werden. Bei einem Wert von $ 20 pro Stunde, ergibt dies $ 480 Mio. pro Jahr. Das bedeute, dass dieser Metrobus, dessen Dienst am 24. Juli aufgenommen wurde, Mitte November voll amortisiert worden sei.
***
Die Rohstahlproduktion erreichte im Dezember 433.600 t, 7,6% weniger als im Vormonat (469.200 t) aber 29,9% höher als im Vorjahresmonat (339.900 t). Gegenüber dem Gesamtergebnis aus dem Jahr 2013, erreichte die Jahresproduktion 2013 mit insgesamt 5,1 Mio. t ein Plus von 3,1%, berichtet die Kammer der Stahlunternehmen.
***
Um 13,4% ist der landesweite Stromverbrauch im vergangenen Dezember gegenüber dem Vorjahresmonat gestiegen, berichtet die Stiftung Fundelec. Das ist besonders auf die Hitzewelle zurückzuführen, die den Haushaltskonsum wegen der vielen Luftkühlgeräte in die Höhe trieb. Der Stromverbrauch lag im ganzen Jahr 2013 nur um 3,3% über dem Vorjahr.
***
Wie YPF mitteilte, ist die eigene Erdölproduktion gegenüber dem des Vorjahr um 3,4% gestiegen, und die Erdgasproduktion um 2,2%. Es handelt es sich dabei um die besten Ergebnisse der letzten Jahre. So war bei YPF seit 2004 keine innerjährliche Steigerung bei der Erdgasproduktion und seit 2002 bei der Erdölproduktion festgestellt worden. Im Dezember sei die die Erdöl und die Erdgasförderung gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um jeweils 8,7% und 11,4% höher ausgefallen.
***
Die ZB erhielt am Dienstag Angebote für ihre Wechsel für einen Betrag von $ 6,64 Mrd., wobei davon $ 6,09 Mrd. angenommen wurden. Da in der Woche nur Wechsel für $ 3,34 Mrd. verfielen, fand eine monetäre Kontraktion in Höhe von $ 2,70 Mrd. statt. In den letzten drei Wochen wurden auf diese Weise insgesamt $ 6,9 Mrd. aufgesogen. Die ZB erhöhte die Zinssätze um 160 bis 180 Basispunkte (gleich 1,6 bis 1,9 Prozentpunkten). Lebac auf 77 bis 98 Tage wurden zu 19,61%, bzw. 19,89% verzinst und auf 357 Tage zu 21,26%. Ab Dezember sind die Lebac-Zinsen somit um 4,4 Prozentpunkte gestiegen. Die Zinszunahme findet allgemein auch bei Banken statt. Der Badlar-Satz, der sich auf grössere Fristdepositen bei Privatbanken bezieht, liegt bei 21,5% und erreicht gelegentlich sogar 23%.
***
Ein Nationaldeputierter verdient ab Februar $ 48.000 als Diät (Gehalt), plus $ 10.000 für Repräsentationskosten, plus $ 8.300, wenn er von einer Provinz kommt, in der sein Wohnort über 100 km von der Bundeshauptstadt entfernt liegt. 2012/13 betrug die Entlöhnung $ 39.871 und 2010/11 nur $ 12.466. Auf die Diäten wird jedoch die Gewinnsteuer berechnet, so dass etwa 30% abgezogen werden müssen. Die Steuer umfasst weder Repräsentationskosten noch andere Sondervergütungen. Die Gehälter, die die Deputierten für sich selbst festsetzen, sind ein besonders schlechtes Signal, da sie hohe Forderungen der Gewerkschaften anspornen. Es sei bemerkt, dass die Deputierten relativ wenig arbeiten, besonders im Sommer, sonfern es keine ausserordentlichen Sitzungen gibt.
***
Im Jahr 2013 haben die lokalen Traktorenfabriken 7.767 Einheiten verkauft, 44% mehr als 2012. Von den 2013 verkauften Traktoren entfallen 5.683 Einheiten auf die Mitglieder des Verbandes AFAT und 2.084 auf Pauny, die an erster Stelle steht, aber dem Verband nicht angehört. Die Umsatzzunahme ist auf die erhöhte Ernte von Getreide und Ölsaat, aber auch auf weiche Kredite der Banco Nación zurückzuführen, die auf bis zu 60 Monaten laufen und zwischen 5% und 9,5% jährlich verzinst werden.
***
Die grossen Supermärkte müssen ab sofort laut Beschluss der AFIP täglich über ihre Geschäfte berichten, einschliesslich der verkauften Mengen sowie der Warenpreise. Demnach müssen diese Geschäfte der AFIP eine Auflistung der Tagesgeschäfte innerhalb von sieben Tagen zukommen lassen. Die Vorschrift gilt zunächst für die Supermarktketten Disco, Jumbo, Walmart, Dia, Coto, Carrefour, Josimar, sowie La Anónima.
***
Die Tabakexporte erreichten in den ersten 11 Monaten des letzten Jahres einen Gesamtwert von u$s 310,6 Mio., berichtet das Consultig Büro IED. Wichtigstes Abnehmerland bleibt China, gefolgt von Paraguay. Importiert wurde für u$s 61 Mio., 37% weniger als im Vorjahr.
***
Die Rentenversicherung Anses hat im vergangenen Jahr $ 5,751 Mrd. für verlorene Prozesse ausgegeben, die von Rentner angestrengt worden waren, $ 2,5 Mrd. mehr als im Vorjahr. 2013 konnten 39.448 Fälle bereinigt werden, 55% mehr als noch im Jahr zuvor. Die Zahl der neuen Klagen ging 2013 von 55.877 um 62% auf 20.955 zurück. Laut ANSeS haben von 5,9 Mio. Pensionären und Empfängern von Hinterbliebenenrenten nur 4,8% Klagen vor Gericht wegen angeblich falsch berechneter Beträge eingebracht. Bei den Gerichtsurteilen des Jahres 2013 gab es in 21% der Fälle keine Zunahme der Renten, sondern nur Zahlung von geschuldeten Zusatzbeträgen.
***
Die Stadt Buenos Aires brachte Anleihen über u$s 147 Mio. heraus, um Projekte der Abwasserkanäle für Überschwemmungsgebiete zu finanzieren. Beim Maldonado, der unter der Juan B. Justo läuft, besteht schon eine Anlage, die die traditionellen Überschwemmungen in der Palermo-Gegend vermieden hat. Jetzt wird am Vega-Fluss gearbeitet, der unter der Strasse Blanco Encalada, im Stadtteil Begrano, läuft. Und schliesslich fehlt noch der Medrano, der aus dem Vorort Florida kommt und über den Stadtteil Saavedra zum Rio de la Plata führt. Diese “dollar-linked” Papiere zahlen einen Zins von 1,95% auf den Pesonennwert, zuzüglich der Abwertungsrate des Peso gegenüber dem Dollar. Das Interesse für diesen Titel war gross: es wurden Angebote über u$s 170 Mio. eingereicht.
***
Letztes Jahr wurden landesweit 20 Mio. Paaa Schuhe hergestellt, berichtet die Kammer der Schuhfabrikanten Capcica. Die Importe gingen im Zeitraum 2006-2013 von 12 auf 8 Mio. Paare zurück, und konzentrierten sich auf hochwertige Schuhe.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Brasilianischen Unternehmen fehlen die Fachkräfte. Laut einer aktuellen Studie der Hochschule für Wirtschaft Fundação Dom Cabral haben 91% der führenden Unternehmen im Land Probleme, ihre Stellen mit qualifiziertem Personal zu besetzen. Die zunehmend fachspezifische Ausrichtung vieler Stellen bedeutet für viele Bewerber Schwierigkeiten. Vor allem die Bedienung so genannter ultramoderner Geräte und Maschinen sowie die Globalisierung der Geschäftswelt stellten viele Kandidaten vor Probleme, wie die Online-Ausgabe der Tageszeitung Estado de Sao Paulo vom letzten Sonntag berichtet. Laut der Studie seien insbesondere die Arbeitsfelder Einkauf, Techniker, höhere Verwaltungsangestellte, Projektleiter und Facharbeiter von Personalproblemen betroffen. Die Mehrheit der befragten Unternehmen beklagt demnach den Mangel an Fachkräften für besondere Aufgaben und Funktionen. Um gegen den Mangel an Fachkräften vorzugehen, versuchen die Unternehmen qualifiziertes Personal vor allem mit besonderen Arbeitsplatzvorteilen, viel versprechenden Karrierechancen und besonderen Weiterbildungsmöglichkeiten zu gewinnen. Für die Studie sind 167 führende Unternehmensgruppen befragt worden. Zusammen erwirtschafteten sie mit mehr als einer Million Arbeitskräften 23% des BIP Brasiliens. (Brazil News)
***
In keinem Land erfuhren Immobilien in den letzten fünf Jahren eine so starke Wertsteigerung wie in Brasilien. Liegenschaften und privater Wohnraum haben sich in dem Zeitraum um durchschnittlich 121,6% verteuert. Dies geht aus einer Vergleichsstudie von 54 Zentralbanken unter der Leitung der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) hervor, wie die brasilianische Tageszeitung Estado de São Paulo berichtete. Der brasilianische Immobilienmarkt übertraf dabei sogar die ohnehin angeheizten Märkte wie Hongkong, wo sich der Quadratmeterpreis in den vergangenen fünf Jahren um 101,4% verteuerte, oder Singapur mit einem Anstieg von 61,6%. (Brazil News)
***
Ein Jahr nachdem ein Mechanismus in Kraft getreten ist, wonach die argentinischen und uruguayischen Behörden steuerlich relevante Informationen austauschen dürfen (was sich in der Praxis auf Wohnungen in Punta del Este bezieht, die Personen gehören, die in Argentinien wohnhaft sind und in diesem Land die Einkommenssteuer zahlen), ist die Zahl der Immobilienkäufe von Argentiniern in Uruguay stark zurückgegangen, berichten Immobilienmakler‘.
***
Die Gespräche zwischen Hapag-Lloyd und der chilenischen Compañía Sudamericana de Vapores, CSAV, über eine Zusammenlegung ihres Containergeschäftes gehen in die nächste Phase. Beide Unternehmen haben am Mittwoch eine entsprechende Absichtserklärung unterzeichnet, die keine bindende Wirkung hat. In der jetzt folgenden Phase wird die Due-Diligence-Prüfung eingeleitet, an deren Ende ein bindender Vertrag stehen kann. (Hapag-Lloyd, Hamburg)
***
Die Betreibergesellschaft des Panamakanals ACP hat einen neuen Rekord bei der Transportmenge bekanntgegeben. Von Oktober bis Dezember 2013 seien 87,7 Mio. Panamakanal-Nettotonnen durch die Wasserstraße geschleust worden, teilte ACP am Mittwoch mit. Das sei das beste erste Quartal eines Geschäftsjahrs in der Geschichte des Kanals. Die Panamakanal-Nettotonne ist eine für die Gebührenberechnung entwickelte Volumeneinheit und entspricht 2,8 Kubikmetern. Im gleichen Zeitraum wurden Gebühren in Höhe von u$s 614,1 Mio. eingenommen. Das waren 7,7% mehr als erwartet. Verantwortlich für die Steigerung seien die gute Getreideernte in den USA und die Verschiffungen nach Asien gewesen. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Laboratorios Craveri
Dieses Pharmalabor hat mit der ersten Phase der Bauarbeiten für ihre neue Fabrik in Pilar, auf einem Areal von 38.890 qm, begonnen. Dafür investiert die Firma insgesamt $ 500 Mio. Vorgesehen ist, die Produktionskapazität zu verdoppeln. Craveri stellt Medikamente für Diabetes, der venösen Insuffizienz und Herzkrankheiten her.
Kärcher
Diese deutsche Firma, die führend auf dem Gebiet der industriellen Reinigung ist, hat zum dritten Jahr in Folge das Dakar-Autorennen begleitet, mit zwei Waschanlagen, je eine in San Juan und in Salta. Insgesamt wurden 1.800 Fahrzeuge mit nur 16.000 Liter Wasser gewaschen. Das wurde dank der Technologie der Reinigung des gebrauchten Wassers erreicht; ohne dies wären 120.000 Liter notwendig gewesen.
König
Diese Firma, die auf dem Veterinärmarkt tätig ist, hat kürzlich neue Büroeinrichtungen sowie eine Lagerstätte nach Investitionen i.H. von u$s 3,5 Mio. nahe Sao Paulo eröffnet. Für die unmittelbare Zukunft ist die Errichtung eines Werkes zur Herstellung von Tabletten, Nutraceuticum und Hautprodukten vorgesehen. König handelt auf direktem Wege in Argentinien, Brasilien und Uruguay, und vertreibt ihre Produkte in ganz Lateinamerika.
Pan American Energy
Ein Konsortium unter Führung von Pan American Energy hat mit den Bohrarbeiten in der Lagerstätte von Acambuco, in der Provinz Salta begonnen. Die Investitionen belaufen sich auf u$s 90 Mio. Aktuell werden hier an die 4 Mio. cbm täglich gefördert. Dank der neuen Bohrung soll die Produktion um 125% gesteigert werden. Weitere Geschäftspartner sind hier YPF (22,5%), O&G (an Shell beteiligt), Apco Argentina sowie Northwest Argentina.
Volkswagen
Die Volkswagen-Gruppe als führende Automobilmarke im argentinischen Fahrzeugmarkt blickt auf ein erfolgreiches 2013 zurück. 167.795 VW-Einheiten wurden im vergangenen Jahr amtlich zugelassen. Mit diesem Ergebnis konnte Volkswagen zum elften Jahr in Folge ihre Spitzenposition erfolgreich verteidigen. Mit 58.200 Einheiten war Gol das erfolgreichste Modell des Hauses. Audi konnte ebenfalls seine Spitzenposition auf dem Premium-Segment mit 7.518 amtlich zugelassenen Fahrzeugen bestätigen. Bei den Pick-ups erreichte Amarok im Werk von General Pacheco eine Gesamtproduktion seit seiner Einführung von 250.000 Einheiten. In Argentinien wurden von diesem Modell 2013 15.770 Einheiten verkauft.
Wirtschaftsübersicht
Das schmerzhafte Ende einer Phantasie genannt “das Modell”
Das wirtschaftspolitische Konzept der Kirchners ist erschöpft. Es ist ein Ende ohne Glanz und Ruhm, ein schmutziges Ende, das die Regierung nicht anerkennen will, begleitet von einer zunehmenden Kriminalität und der Aufdeckung einer immensen Korruption, mit einer obszönen persönlichen Bereicherung auf hoher Regierungsebene. All dies trifft mit der Krankheit der Präsidentin zusammen, die gewiss kein Schnupfen ist. Seit Monaten schon kümmert sie sich nur wenig um die Regierungsgeschäfte. In der Vorwoche verblieb sie ganze neun Stunden in der Klinik, in der ihre Mutter operiert wurde (was ohne Komplikationen verlief), wie wenn sie sonst nichts zu tun hätte. Wirtschaftsminister Kicillof musste sie dort aufsuchen, weil er Grundsatzentscheidungen für seine Verhandlungen mit dem Pariser Klub benötigte, erreichte jedoch gar nichts. Alles sehr merkwürdig. Zu einem Zeitpunkt, in dem Entscheidungen getroffen werden müssen, die das Schicksal Argentiniens bestimmen, schaut die Präsidentin einfach weg. Ist sie geistig abwesend? Weiss sie nicht, was sie tun soll?
Am Mittwoch erschien sie wieder im Fernsehen, vor einer grossen Menschenmenge, die sich in verschiedenen Orten des Regierungsgebäudes versammelt hatten, die meisten davon von “La Cámpora”, für die dies die eigentliche Arbeit ist, für die sie als Beamte entlöhnt werden. Nach einer Pause von 34 Tagen trat Cristina wieder auf, sprach allerdings nicht so lange wie früher. Das letzte Mal erschien sie anlässlich der Beförderung von Divisionsgeneral César Milani zum Heereschef, was eine reine Formalität war. Mit dem jüngsten Auftritt sollten unterschwellig die Krankheitsgerüchte dementiert werden. Indessen sah sie trotz Schminke nicht gut aus, und ein Erscheinen während etwas über einer Stunde besagt nicht viel. Sie kündigte beiläufig an, dass sie jetzt nach Kuba reisen wird, um an der Konferenz der lateinamerikanischen Staaten teilzunehmen. Das wäre ein Hinweis auf eine Überwindung ihrer Krankheit, die sie beiläufig begatellisierte, indem sie sie auf den Stress wegen ihrer Regierungstätigkeit zurückführte, den sie als etwas normales bezeichnete. Die Zweifel über ihre Gesundheit bestehen auf alle Fälle weiter. Es handelt sich um ein Staatsproblem, bei dem nichts verheimlicht werden sollte.
Sie erwähnte die schwierigen wirtschaftlichen und sozialen Probleme überhaupt nicht, mit denen ihre Regierung konfrontiert ist. Sie kündigte nur ein Programm für junge Menschen zwischen 18 und 24 Jahren an, die weder studieren noch arbeiten (und hierzulande als “ni-ni” bezeichnet werden), wie wenn sonst alles in Ordnung wäre. Von der Präsidentin hätte man in dieser schwierigen Stunde, nach dem langen Schweigen, eine grundsätzliche Stellungsnahme über die Themen erwartet, die die Gesellschaft beunruhigen.
Es ist positiv, dass die Regierung sich um dieses soziale Problem kümmert, das schlimme Konsequenzen hat, weil die Gefahr besteht, dass diese jungen Menschen in den Drogenkonsum und die Delinquenz abrutschen. Doch zunächst sei hier bemerkt, dass die Grenze von 24 Jahren zu niedrig erscheint, da das Phänomen auch viele etwas ältere Jünglinge umfasst. Sie wies darauf hin, dass die allgemeine Arbeitslosigkeit von 6,8% der aktiven Bevölkerung, aber bei jungen Personen über 18% liege. Diese Gruppe soll jetzt eine monatliche Subvention von $ 600 erhalten, aber als Gegenleistung eine Lehranstalt besuchen, sei es eine normale Sekundarschule oder eine Fachschule. Das Programm soll insgesamt 1,55 Mio. junge Menschen umfassen und würde somit jährlich $ 11 Mrd. kosten. Das ist keine Kleinigkeit. Es bestehen ausserdem Zweifel über die konkrete Durchführung des Programmes, das die ANSeS verwalten und das Schatzamt finanzieren soll. Was die jungendliche Arbeitslosigkeit betrifft, so solle man eher an eine Erleichterung der Einstellung durch Unternehmen denken, wie sie in Deutschland im Rahmen des Dualsystems besteht, und in Argentinien unter Menem mit Erleichterungen für Beschäftigung von Studenten als Praktikanten eingeführt wurde. Doch gerade das wurde von den Kirchners abgeschafft.
Das Problem, das sich dabei stellt, besteht darin, dass keine Mittel vorhanden sind. Der Nationalstaat weist bei seinen Finanzen ein hohes Defizit auf, dessen Deckung die monetäre Expansion weiter erhöht und die Inflation antreibt. Das sogenannte “Modell” der Kirchners bestand im Wesen in einer grosszügigen Sozialpolitik, für die bis vor einigen Jahren die Mittel vorhanden waren. Es handelte sich konkret um Subventionen für arme Familien, eine Erhöhung der Mindestrenten weit über die Inflation hinaus, die Pensionierung von 2,3 Mio. älteren Menschen, die die Beiträge während ihres aktiven Lebens nur zum Teil oder gar nicht gezahlt hatten, die Einführung des Kindergeldes, Programme für sozialen Wohnungsbau mit weicher Finanzierung und Aufnahme von Arbeitslosen in die öffentliche Verwaltung (beim Nationalstaat, den Provinzen und den Gemeinden), wo sie nicht notwendig waren. Auch die zunehmend stark subventionierten Tarife für öffentliche Dienste, vornehmlich in Gross Buenos Aires, gehören zu dieser Politik.
Da jedoch gleichzeitig enorm viel öffentliche Mittel vergeudet wurden, in Zuschüssen für Staatsunternehmen, in Fehlinvestitionen und unnötigen Ausgaben, reicht das Geld trotz starker Zunahme der Steuereinnahmen nicht aus. Sozialpolitik und defizitäre Staatsunternehmen, plus allgemeine Vergeudung öffentlicher Mittel, sind unvereinbar, besonders wenn das wirtschaftliche Wachstum erlahmt und die Steuereinnahmen real nicht weiter zunehmen. Auch ist es kaum noch möglich, die Steuerlast weiter zu erhöhen. Darüber berichten wir in einem anderen Artikel.
Die gute Konjunktur ist vorbei
Der Aufschwung, der die Kirchners lange Zeit begleitete, bis 2012 (mit einer Unterbrechung im Jahr 2009), der in einer Zunahme des BIP zwischen 80% und 100% zum Ausdruck kommt, war nicht eine Folge ihrer Wirtschaftspolitik, sondern objektiver Umstände: der niedrige Ausgangspunkt (nach einem BIP-Rückgang von 20% in den Jahren 2001 und 2002), der eine Erholung auf Grund bestehender nicht genutzter Kapazitäten und verfügbaren Arbeitskräften leicht machte; der hohe Kapazitätsüberschuss der Kraftwerke; die Folgen der Privatisierungen und Deregulierungen der 90er Jahre, die die Staatskasse entlastet und einen bedeutenden allgemeinen Modernitätsschub herbeigeführt hatten, ganz besonders auf dem Gebiet der Telefonie, der Stromwirtschaft und der Hafenbetreibung; die hohen verfügbaren Reserven von Erdöl und Gas; die Wirkung der technologischen Revolution, die besonders bei der Landwirtschaft eine explosive Wirkung hatte und zu einem Sprung bei den Ernten führte; die neue Konstellation des Weltmarktes für Rohstoffe, mit China, und an zweiter Stelle auch Indien u.a. asiatischen Ländern als grosse Käufer, so dass die Preise steil in die Höhe gingen, bei Sojabohne auf weit mehr als das Doppelte.
Die argentinische Wirtschaft hat sich in den 90er Jahren radikal verändert, und profitierte danach noch von mehreren ausserordentlich günstigen Umständen. Hinzu kam noch, dass die Erbschaft aufgebraucht wurde, was das unmittelbare Wachstum erleichtert hat: die Erdöl- und Gasreserven gingen drastisch zurück, der Rinderbestand ist zunächst um 12 Mio. Tiere zurückgegangen und lieg immer noch um 8 bis 10 Mio. unter dem vorangehenden Niveau. Die öffentlichen Dienste wurden vernachlässigt, mit ungenügender Instandhaltung, was unlängst bei der Stromversorgung im Raum von Gross Buenos Aires krass zum Ausdruck gekommen ist. Und nicht zuletzt wurde die Last der Staatsschuld durch die Umschuldung von 2005 und 2010 drastisch verringert, was die Staatsfinanzen entlastet hat.
Der Wachstumsschub ist 2011/12 zu Ende gegangen. Das Bruttoinlandsprodukt nimmt nur noch wenig zu, bei ständiger Gefahr einer Rezession. Die Probleme, die bisher unter den Teppich gefegt wurden, tauchen jetzt auf und werfen einen dunklen Schatten auf die unmittelbare Zukunft. Die Zahlungsbilanz ist in eine kritische Lage geraten, weil immer mehr Gas und Erdölprodukte importiert werden müssen, und weil die Kapitalbilanz stark negativ geworden ist. Die bestehenden Reserven an Erdöl und Gas neigen ihrem Ende zu, und es bedarf hoher Investitionen, um die neuen Schiefergas- und Erdöllager in Gang zu setzen; die Staatsfinanzen weisen ein zunehmend hohes Defizit aus, für das es keine Finanzierung gibt; Subventionen für öffentliche Dienste müssen drastisch abgebaut werden, und die Staatsausgaben müssen im Einzelnen durchkämmt werden, weil sie untragbar hoch geworden sind; die private Beschäftigung nimmt seit Jahren kaum zu, und es besteht keine Möglichkeit mehr, dass der Staat dies durch Zunahme seiner Belegschaft ausgleicht, die ohnehin schon bei Beginn der Kirchner-Regierung viel zu hoch war; die Inflation ist auf eine höhere Stufe gestiegen, und die Regierung hat keine Antwort, auch nicht auf die Forderungen der Gewerkschaften, die dies durch höhere Zulagen, wenn möglich auch mit Arbeitsverträgen für nur einige Monate, ausgleichen wollen, was den Weg zur Hyperinflation vorbereitet. Wenn keine grundsätzlichen Entscheidungen getroffen werden, dann steht eine lange Stagnationsperiode bevor. Darüber sind sich so ungefähr alle bedeutenden Wirtschaftler einig, auch wenn sie in einzelnen Punkten leicht abweichende Meinungen äussern. Die Regierung will jedoch all dies nicht wahrhaben, und besteht auf der These des “gewonnenen Jahrzehnts”.
Der Konflikt mit dem Pariser Klub
Wirtschaftsminister Axel Kicillof reiste letzten Sonntag nach Paris und trat schon Montagabend die Rückreise an. Eine Blitzreise. Er hatte eine Unterredung mit den Behörden des Pariser Klubs, die er in Begleitung seines Vorgängers Hernán Lorenzino aufsuchte, der besonders mit diesen u.a. Verhandlungen mit Gläubigern des argentinischen Staates beauftragt wurde. Es wurde angenommen, dass der Minister nach Paris reiste, um eine Einigung über die ausstehenden Schulden abzuschliessen. Das war jedoch nicht der Fall. Er hat nur einen Zahlungsvorschlag unterbreitet (was Lorenzino allein genau so gut hätte tun können), den er auch nicht bekanntgegeben hat, und erklärte nach seiner Rückkehr, das er jetzt auf die Antwort der Klubmitglieder warte. Der Fall ist reichlich absurd: der Pariser Klub fordert bei Zahlung einer Schuld in Raten die Überwachung durch den Internationalen Währungsfonds, und die argentinische Regierung will dies nicht zulassen, wie wenn der Fonds, der dabei nur wie ein Buchprüfer auftritt, die ganze Wirtschaftspolitik übernehmen würde. Kicillof sprach von einem Zahlungsvorschlag, den Argentinien effektiv erfüllen könne (was er jedoch nicht mit Sicherheit wissen und noch weniger garantieren kann), wich jedoch der Frage aus, ob der IWF als Prüfer zugelassen werde. Was bedeutet, dass CFK weiter auf ihrer irrationalen fondsfeindlichen Haltung besteht. Die Pressekonferenz des Ministers mutete leicht surrealistisch an. Wie so vieles bei dieser Regierung.
Die Beziehungen zum IWF stellen einen der Kernpunkte der Wende dar, die die verfahrene Lage jetzt erfordert. Der Fonds wurde nach dem Krieg geschaffen, und einer der wichtigsten Befürworter war der britische Ökonom John Maynard Keynes (der bei der Gründung in Vertretung Grossbritanniens anwesend war), auf dessen Lehre sich Kicillof beruft. Der IWF sollte verhelfen, Zahlungsbilanzkrisen einzelner Länder zu überwinden, und auf diese Weise Störung der Weltwirtschaft vermeiden. Das Trauma der 30er Jahre, als sich einzelne Staaten im Zuge der Krise zunehmend verschlossen und die Krise dabei gesamthaft verschärften, war damals sehr präsent. Was Argentinien betrifft, so sei daran erinnert, dass die Zahlungsbilanzkrise, die 1995 wegen Ansteckung der mexikanischen Krise aufkam (man sprach damals von einem “tequila-Effekt”) sofort überwunden wurde, als bekannt wurde, dass ein Abkommen mit dem IWF abgeschlossen würde. Allein die psychologische Wirkung der IWF-Präsenz ist wichtig.
Für die Kichners ist der Fonds ein Instrument der grossen Staaten, an erster Stelle der USA, zur Beherrschung der schwächeren Staaten. Das ist eine völlig abwegige Vorstellung, die kommunistische Ideologen vertraten, ebenfalls die Terroristengruppen Montoneros und ERP (die im Kernkonzept auch Kommunisten waren), die sich tief ins Unterbewusstsein von CFK eingefressen hat und immer wieder bei ihr auftaucht, obwohl sie selber ein Produkt des Kapitalismus ist, mit grossem Vermögen und einer krankhaften Vorliebe für teure Markenprodukte und teure Kleider.
Der IWF hilft besonders kleineren Staaten. Bei einer Zahlungsbilanzkrise der USA oder anderer wirtschaftlich grosser Staaten, wäre er schlicht überfordert und könnte wohl nur mit gutem Rat und Beihilfe bei der Koordinierung mit Dritten helfen. Argentinien braucht jetzt den IWF nicht nur, um die Lage mit dem Pariser Klub zu regeln, sondern auch um die Verhandlungen mit Holdouts u.a. Gläubigern zu erleichtern, und grundsätzlich um das verlorene Vertrauen der internationalen Finanzwelt wieder aufzubauen. Mit dem Fonds ist alles, was die internationalen Finanzbeziehungen betrifft, relativ einfach; ohne ihn ist alles schwierig und kompliziert. Diese Binsenwahrheit wollen CFK und ihre Ideologen nicht begreifen. Schlimm!
Wirtschaftsübersicht
Die anderen Staatsschulden
Die Zentralbank gibt die Gesamtschuld des argentinischen Nationalstaates per Ende Juni 2013 mit u$s 196 Mrd. an, was zum offiziellen Wechselkurs 49% eines auf u$s 400 Mrd. berechneten Bruttoinlandsproduktes ausmacht. Wenn man jedoch die Schuld abzieht, die die ZB und die ANSES halten, dann sinkt der Betrag auf nur u$s 80 Mrd., also 20% des BIP. Das ist die Schuld, die effektiv bedient werden muss. Der Rest ist innerstaatiche Buchführung, bei der die an Zinsen und Amortisation gezahlten Beträge schliesslich auch Staatsausgaben decken.
Hinzu kommen dann noch Schulden der Provinzen. Sofern diese gegenüber dem Nationalstaat bestehen, handelt es sich um eine interne Angelegenheit. Unlängst wurde ein Gesamtbetrag von $ 65 Mrd. genannt, der mit einem Abschlag von 10% umgeschuldet wurde. Auch das gehört in das Kapitel der internen gesamtstaatlichen Buchhaltung, da der Staat den Provinzen Mittel entzieht, die ihnen wegen Beteiligung an den Nationalsteuern zukommen müssten, und ihnen auf der anderen Seite Geld leiht. Was somit zählt ist die Verschuldung der Provinzen gegenüber Dritten, vornehmlich den internationalen Finanzinstituten und anderen Banken.
Abgesehen davon bestehen grosse Schulden des Nationalstaates gegenüber ausländischen Gläubigern, die bekannt sind, jedoch von der Regierung ignoriert werden. Der Wirtschafter Nicolás Dujovne hat sich in einem Artikel in der Zeitung „La Nación” ( 19.1.14) die Mühe genommen, sie einzeln zu bewerten und zusammenzuzählen. Halten wir fest:
- Beim Weltbankschiedsgericht ICSID (International Center for Settlement of Investment Disputes, auf spanisch CIADI) bestehen noch 23 Prozesse, die meisten davon in einer fortgeschrittenen Etappe, die zum grössten Teil auf Unternehmen entfallen, die in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts öffentliche Dienste übernommen haben, und nachher entweder rückverstaalicht wurden (wie Aguas Argentinas, heute AYSA, wo eine unbezahlte Schuld von u$s 700 Mio. verblieb) oder einen Bruch des Konzessionsvertrages erlitten haben, mit zunächst eingefrorenen und dann kaum erhöhten Tarifen. Den Gesamtbetrag der Forderungen schätzt Dujovne auf runde u$s 50 Mrd., ein Betrag der jedoch nach seiner Meinung bei Kompromisslösungen auf u$s 18 Mrd. verringert werden könnte.
- Repsol soll jetzt mit u$s 6,5 Mrd. in Form von Staatstiteln entschädigt werden, die somit zur Staatschuld hinzukommen.
- Die Schuld gegenüber den Staaten des Pariser Klubs wird, mit Zinsen, auf etwa u$s 10 Mrd. geschätzt. Die Schwierigkeit, den genauen Betrag festzustellen, besteht einmal darin, dass der grössere Teil der Schuld auf Euros und Yens lautet, die ab 2001, als die Schuld entstand, gegenüber dem Dollar aufgewertet wurden. Hinzu kommt dann noch die Frage, ob und wieweit Zinsenszinsen berechnet werden.
- Den Holdouts wird ein Betrag geschuldet, den Dujovne auf u$s 11 bis u$s 30 Mrd. beziffert, je nachdem wie die US-Justiz bei den Prozessen urteilt. Eine Kompromisslösung könnte in einem Betrag enden, den Dujovne auf u$s 24 und wir auf u$s 20 Mrd. beziffern.
- Hinzu kommt schliesslich der Betrag, der für den Wachstumscoupon gezahlt werden muss, der nicht in der angegeben Staatschuld eingeschlossen ist. Dujovne beziffert ihn bis zum Ende der Zahlungen auf u$s 39 Mrd. Der Betrag könnte viel geringer sein, wenn das argentinische BIP in den kommenden Jahren unter 3,24% jährlich steigt, was sehr wahrscheinlich ist. Das dürfte auf alle Fälle 2014 der Fall sein, wobei für 2013 die Regierung zu einer höheren Zunahme kommt, die jedoch von privaten Ökonomen nicht anerkannt wird. Man sollte daher gesamthaft mit Zahlungen des Wachstumscoupons von höchstens u$s 25 Mrd. rechnen.
- Dujovne zählt dann noch zur Staatschuld den Betrag hinzu, den die ANSeS jenen Rentnern schuldet, deren Renten für die Periode 2002 bis 2006 gemäss dem Urteil „Badaro” und danach gemäss dem Urteil „Ellif” berichtigt werden müssten. Das ergibt laut Dujovne $ 150 Mrd., (umgerechnet zum offiziellen Kurs u$s 22 Mrd.) eventuell noch mehr, wenn der Koeffizient von 82% anerkannt würde. Gegenwärtig machen die Pensionen bestenfalls 60% des entsprechenden Lohnes oder Gehaltes aus, meistens sogar unter 50%.
Man gelangt somit insgesamt auf eine zusätzliche Staatschuld von leicht über u$s 100 Mrd. Das wäre durchaus tragbar, da dann die gesamte Staatschuld gegenüber Dritten immer noch unter 50% des BIP liegen würde. In der Tat könnte jedoch der Betrag dieser versteckten Staatsschuld verringert werden. Dazu ist es jedoch an erster Stelle notwendig, dass die Regierung diese diversen Forderungen nicht weiter ignoriert, mit ihren prozessalen Schikanen aufhört, und statt dessen Verhandlungen einleitet, und sich dabei zivilisiert verhält, um zu Kompromisslösungen zu gelangen. In vielen Fällen dürften die Gläubiger sich mit einem Teil des geforderten Betrages zufrieden geben, da sie kein Interesse haben, weiter zu prozessieren, und hingegen diesen Konflikten ein Ende machen wollen, auch in Hinblick auf zukünftige Geschäfte mit Argentinien.
Was die Schuld gegenüber Rentnern betrifft, so ist die Haltung der Regierung einfach unverantwortlich. Hier müsste ein neues Gesetz erlassen werden, das die Probleme regelt, um die es bei den Prozessen geht. Den Rentnern müssten die geschuldeten Beträge in Staatstiteln (auf mehrere Jahr und zu niedrigen Zinsen) gezahlt werden, mit der Alternative der Barzahlung mit hohem Abschlag, die die meisten wohl annehmen würden. Auch müssen die Forderungen den Rentner mit ihrem Tod erlöschen. Das bedeutet, dass die Ehefrau (oder der Gatte) und minderjährige Kinder eine Pension erhalten, aber weder sie noch andere Verwandte den Anspruch erben, der sich aus einem Prozess ergibt.
Beim Rentensystem, das nach der Pensionierung von 2,3 Mio. Personen, die das Rentenalter überschritten hatten, aber ihre Beiträge gar nicht oder nur zum Teil gezahlt hatten, sind die Finanzen aus den Fugen geraten, was ohnehin schon wegen der zunehmenden Alterung der Bevölkerung eingetreten war. Das System wurde hier grundsätzlich geändert und weitgehend in eine Altersversicherung umgewandelt, bei der jeder ältere Mensch eine Mindestrente erhält. Das ist sozial in Ordnung, muss aber auch beim gesamten System berücksichtigt werden. Dabei sind Renten von 82% der letzten Löhne oder Gehälter, mit Inflationsberichtigung, wie sie 1958 bestimmt wurden (aber dann nur teilweise eingehalten wurden) nicht möglich. Auch diese Phantasie müsste das Geszetz engültigen abschaffen.
Dujovne zählt bei der nicht berücksichtigten Staatschuld noch den Investitionsbedarf bei Infrastruktur hinzu, besonders Energie und Eisenbahnen, und erwähnt dabei einem Mindestbetrag von u$s 50 Mrd. Das gehört jedoch in ein anderes Kapitel. Die Kirchners haben die Investitionen auf diesen Gebiet stark vernachlässigt, auch ineffizient investiert und dabei hohe Beträge vergeudet, wie beim Kraftwerk in Rio Turbio. Jetzt muss eben mehr und gut investiert werden, was u.a. Zugang zu den internationalen Finanzquellen erfordert, für die die Überwindung der oben genannten Konflikte wesentlich ist. Dass Argentinien dann Kredite und direkte Kapitalinvestitionen für über u$s 10 Mrd. und auch über u$s 20 Mrd. pro Jahr erhält, ist durchaus möglich. Denn die Zinsen sind auf dem internationalen Finanzmarkt relativ niedrig, und es besteht viele Risikokapital, das gute Anlagemöglicheiten bietet, wie sie Argentinien bei zivilisiertem Verhalten in grossem Ausmass bietet.